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A.2
Aufgabenbezogene Vereinbarungen der Hochschule
(1) Die Universität legt bis zum April 2015 neben den im Hochschulentwicklungsplan genannten Strukturmaßnahmen ein Konzept zur finanziellen Umsetzung der Strukturplanung gemäß der zu erzielenden Budgetzielgrößen
 mit dem Ziel vor, dass es zum Wintersemester 2015/16 
wirken kann. Die Universität definiert in diesem Zusammenhang, welche geisteswissenschaftlichen Bereiche benötigt werden. Dabei ist die Einbindung der humanwissenschaftlichen Fakultät in die profilbestimmenden Fakultäten zu berücksichtigen.

(2) In der Kooperation zwischen den Hochschulen und zwischen Hochschulen und den außeruniversitären Forschungseinrichtungen werden gute Entwicklungschancen für die Schärfung des Forschungsprofils gesehen. Vor allem institutionalisierte Kooperationsplattformen bieten das Potential für eine intensivere Vernetzung, die zudem einen geeigneten Weg darstellt, die für eine erfolgreiche Forschung erforderlich kritische Masse zu erreichen. Die Universität entwickelt in Kooperation mit den anderen beteiligten Hochschulen institutionelle Kooperationsplattformen für Ingenieur- und Wirtschaftswissenschaften, um die verfügbaren Ressourcen strategisch auf Zukunftspotenziale auszurichten. Bei der Entwicklung der strategischen Zielstellung sind die betreffenden außeruniversitären Forschungseinrichtungen einzubeziehen. Für die ingenieurwissenschaftliche Kooperationsplattform übernimmt die Universität die Federführung. Die Kooperationsplattformen sollen auch dazu dienen, die kooperativen Promotionen zu fördern.
(3) Die Entwicklung strukturierter strategischer Partnerschaften erhöht die nationale und internationale Sichtbarkeit der Universität. Die Universität greift diese Anregung auf und entwickelt zeitnah ein Konzept zur Bildung bzw. zum Anschluss an einen Verbund mit der Universität entsprechenden Partnern 
(4) Die Grundordnung der Universität wird auf Grundlage der Strukturentscheidungen bis Ende 2016 
angepasst. 

(5) Die Schwerpunkte Medizin/Naturwissenschaften, Ingenieurwissenschaften und Wirtschaftswissenschaften der Universität prägen konzeptionell untermauerte Forschungsschwerpunkte aus, für die im Zielvereinbarungszeitraum Drittmittelkonzepte unter Beachtung der verschiedenen Förderlinien entwickelt werden.
(6) Es wird erwartet, dass die Hochschule ihre Potentiale in der Drittmitteleinwerbung ausschöpft und die durchschnittliche Drittmitteleinwerbung ähnlich strukturierter Einrichtungen erreicht.
(7) Das lehrebezogene Profil der Universität ist in Anlage 1
 dokumentiert
. Es wird mindestens während des Vereinbarungszeitraumes der Zielvereinbarung als Referenzsystem für die erforderlichen Abstimmungen zu den Studienangeboten dienen.
(8) Die Universität überprüft regelmäßig ihre Studiengänge bezüglich der Auslastung. Hinsichtlich der quantitativen Mindestvoraussetzung orientiert sie sich im Allgemeinen an einer Auslastung von 15 Studienanfängern pro Jahr im Bachelor- und Masterbereich,
 mit Ausnahme einer 2-Jährigen Anlaufphase. Erfüllt ein Studiengang (ausgenommen der Anlaufphase) über 3 Jahre nicht die geforderten Kriterien, wird er geschlossen oder die Aufrechterhaltung ist gegenüber dem MW zu begründen.
(9) Bis zum Wintersemester 2015/16 
werden
 die hochschulspezifischen Standards in der Qualitätssicherung in der Lehre überprüft und die Universität äußert sich gegenüber dem MW bezüglich deren Weiterentwicklung, insbesondere der weiteren Einbeziehung externer Begutachtungen.

(10) In Umsetzung der in den Dokumenten festgelegten Vereinbarungen und Regelungen zur Koordinierung und Abstimmung der Studiengänge in den Bereichen Ingenieurwissenschaften, Medien, Soziale Arbeit und Wirtschaftswissenschaften stimmt sich die Universität bezüglich der gegenseitigen Anschlussfähigkeit der Bachelorstudiengänge mit den betreffenden Hochschulen ab.
(11) Die Universität baut die Qualität der Auswahlverfahren bei NC-Studiengängen kontinuierlich aus. Sie berichtet zum Wintersemester 2017/18 über die aktuellen Erfahrungen und prüft, inwieweit die bestehenden Auswahlmethoden z.B. durch weiterentwickelte individuelle Bewerbergespräche ausgebaut werden sollten. Dabei berücksichtigt sie eine zielgerichtete Studienbewerberauswahl zur Erhöhung der Absolventenzahlen ebenso wie die Forderung nach schnellen Auswahlverfahren und kurzen Bearbeitungszeiten.

(12) Zur Qualitätssicherung der Promotion 
berücksichtigt die Universität die einschlägigen Empfehlungen der Hochschulrektorenkonferenz, der Deutschen Forschungsgemeinschaft, des Wissenschaftsrates sowie insbesondere des Beschlusses der Kultusministerkonferenz vom Mai 2014. Zur Umsetzung des Beschlusses gewährleistet die Universität:

(a) die Stärkung der kollegialen Verantwortung z. B. durch einen Promotionsausschuss, insbesondere bei der Entscheidung über die Annahme zur Promotion, um die transparente Anwendung von gleichartigen Auswahlkriterien für die Zulassung zur Promotion an den Fakultäten zu ermöglichen.

(b) die Schaffung einer validen Datenbasis, insbesondere über die Zahl der laufenden Promotionen durch Registrierung der Promovierenden ab dem Zeitpunkt der Betreuungszusage sowie jährliche Feststellung über Fortdauer bzw. Beendigung des Promotionsvorhabens mit oder ohne Abschluss.

(c) die Fokussierung der Promotion auf die selbständige wissenschaftliche Forschungsleistung. Die schriftliche Promotionsleistung (Dissertationsschrift) sollte Gegenstand der mündlichen Abschlussprüfung, bspw. in einem Kolloquium oder einer Disputation sein.

(d) den Abschluss von Betreuungsvereinbarungen mit allen Promovierenden. In ihnen werden die gegenseitigen Rechte und Pflichten der Betreuer und der Promovierenden fixiert.

(e) die Unabhängigkeit der Begutachtung der schriftlichen Promotionsleistung durch die Einbeziehung eines Gutachters einer anderen Hochschule oder Forschungseinrichtung. 
(f) die Etablierung von Verfahren zur Konfliktlösung durch Benennung einer Ombudsperson an der Universität und Festlegung ihrer Funktion und Befugnisse im Schlichtungsverfahren.
Über die hierzu veranlassten Maßnahmen berichtet die Universität mit dem Rektoratsbericht über das Jahr 2016.

(13) Die Universität ist gehalten, die Kooperationsbeziehungen zur Hochschule Magdeburg-Stendal weiter auszubauen. Ziel ist eine bessere Verzahnung der Studienangebote und Dienstleistungseinrichtungen zu erreichen, dabei sind auch gemeinsame Studienangebote in Verbindung mit gemeinsamer Lehrleistung  über die Hochschulen hinweg zu prüfen.
(14) Die Kooperationsvereinbarungen der Universität mit den außeruniversitären Forschungseinrichtungen werden auf ihre Aktualität geprüft und präzisiert. Für einen effektiven Ressourceneinsatz der vorhandenen Infrastruktur insbesondere im Bereich Bildgebung ist die Investitionsstrategie unter Einbindung der Kompetenzen des Leibniz-Instituts für Neurobiologie (LIN) und des Deutschen Zentrums für Neurodegenerative Erkrankungen (DZNE) abzustimmen. Dabei sollte die gemeinschaftliche Nutzung insbesondere der Großgeräte sowie eine Abstimmung der mittelfristigen Entwicklung der Gerätebeschaffungen erfolgen.
(15) Die Vorbereitungen für den Aufbau eines Zyklotrons an der Universität sollten bis zum 31.12.2015 abgeschlossen sein und die strategische Kooperation vertraglich mit dem DZNE konkretisiert werden. Hierzu gehört die Umsetzung der beabsichtigten Berufung Radiochemie.
(16) Durch die Universität wird die Führungsrolle der Ingenieurwissenschaften in der anwendungsbezogenen Forschung gewährleistet. 
Hierbei ist vor allem auch die Kooperation mit der regionalen Wirtschaft zu suchen. Der Transferschwerpunkt Automotiv über  die  Zielvereinbarungsperiode hinaus keine ergänzende Landesförderung. 

(17) Die strategische Ausgründungspolitik wird durch die Universität gestärkt und fortgesetzt. Dies gilt auch für Patententwicklungen/-verwertung und den Technologietransfer. Hierzu gehören insbesondere:

(a) die effiziente unternehmerische Erschließung und Verwertung von verfügbaren Forschungs- und Entwicklungsergebnissen,
(b) die Weiterentwicklung bereits vorhandener Unterstützungsstrukturen für die Begleitung innovativer Unternehmensgründungen (leistungsfähige Serviceinfrastruktur für die Forcierung von akademischen Gründungen) und
(c) eine signifikante Erhöhung der Einwerbung von Drittmitteln aus der Wirtschaft und nationalen und internationalen Förderprogrammen.
(18) Die Internationalisierungsstrategie wird durch die Universität im Jahr 2017 aktualisiert und fortgeschrieben. Dabei wird überprüft, inwieweit ein strukturierter Austausch mit einer ausländischen Partnerhochschule realisiert werden kann. Das MW unterstützt die Hochschule bei ihren Bemühungen.

(19) Die Universität beteiligt sich an einem abgestimmten hochschulübergreifenden Berichtswesen.
�Die stehen natürlich noch gar nicht fest. Es gilt Bernburg. Wenn mehr Geld in das System kommt (BAFÖG), dann hat das Auswirkungen auf die Budgets.


�Anm. CT:  zeitlich realisierbar?


�Könnte man natürlich noch ausbauen, ist aber sicher schon tausendmal besprochen worden – mein Gedanke: festhalten bzw. nochmal betonen ‚wofür‘ benötigt (…ganzheitliche Bildung, Sicherung der Zukunftsfähigkeit des Standortes/der REGION…)..?


�Schaffen wir das?


�Die Anpassung der Grundordnung ist dann nur noch der operative Prozess


�Aus der alten ZV. Das müssen wir überprüfen und anpassen.


�Anm. FG: In Anlage KuWi streichen


�Anm FG/CT: 15 in Summe? Also 15 Anfänger insgesamt in Ba und Ma pro Jahr? Wenn nicht in Summe, dann die Frage: Ist ein gleicher Maßstab für BA und MA sinnvoll?


�Schaffen wir das?


�Anm. CT: Ich denke Ende WS 15/16 ist das realistisch – wir wollen ja im neuen Jahr mit einer Arbeitsgruppe das Thema Systemakkr. angehen und in diesem Zusammenhang steht das ja ohnehin auf der Agenda – dem MW gegenüber brauchen wir uns dann ja ‚nur äußern‘: ja, wir prüfen und optimieren Prozesse für die autonome Qualitätssicherung 


�Dem stehen die DOSV-Pläne natürlich entgegen.


�Dies sind Formulierungen aus diversen Empfehlungen. Darauf legt das MW offensichtlich großen Wert.


�?? Was will uns das MW damit sagen. Es gibt eine Bezug zu (2).


In keinem Fall können wir zulassen, dass unsere Ingenieure nur noch anwendungsorientierte Forschung betreiben dürfen.


�Das ist alles wenig durchdacht. Auf der anderen Seite ist das Land der Mittelgeber und kann hier Vorgaben machen. Inwieweit sich dies mit den leitmärkten deckt, sei dahingestellt.





